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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 12. — 


(Nr. 2822.) Patent, die Bildung neuer Religionsgeſellſchaften betreffend. Vom 
30. Maͤrz 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 
thun hierdurch kund und zu wiſſen: 

Indem Wir beifolgend eine Uns von Unſerm Staatsminiſterium uͤber— 
reichte Zuſammenſtellung der im Allgemeinen Landrecht enthaltenen Vorſchriften 
uͤber Glaubens- und Religionsfreiheit zur oͤffentlichen Kenntniß gelangen laſſen, 

finden Wir Uns bewogen, hierdurch zu erklaͤren, daß, ſowie Wir einerſeits ent- 

ſchloſſen ſind, den in Unſern Staaten geſchichtlich und nach Staatsvertraͤgen 
bevorrechteten Kirchen, der evangeliſchen und der roͤmiſch-katholiſchen, nach wie 
vor Unſern kraͤftigſten landesherrlichen Schutz angedeihen zu laſſen, und ſie in 
dem Genuſſe ihrer beſonderen Gerechtſame zu tet, es andererſeits ebenſo 
Unſer unabaͤnderlicher Wille iſt, Unſeren Unterthanen die in dem Allgemeinen 
Landrecht ausgeſprochene Glaubens- und Gewiſſensfreiheit unverkuͤmmert auf⸗ 
recht zu erhalten, auch ihnen nach Maaßgabe der allgemeinen Landesgeſetze die 
Freiheit der Vereinigung zu einem gemeinſamen Bekenntniſſe und Gottesdienſte 
zu geſtatten. 

Diejenigen, welche in ihrem Gewiſſen mit dem Glauben und Bekennt— 
niſſe ihrer Kirche nicht in Uebereinſtimmung zu bleiben vermoͤgen und ſich dem— 
zufolge zu einer beſonderen Religionsgeſellſchaft vereinigen, oder einer ſolchen 
ſich anſchließen, genießen hiernach nicht nur volle Freiheit des Austritts, ſon— 
dern bleiben auch, in ſoweit ihre Vereinigung vom Staate genehmigt iſt, im 
Genuß ihrer buͤrgerlichen Rechte und Ehren — jedoch unter Beruͤckſichtigung 
der $$. 5. 6. 27 — 31. und 112. Tit. 11. Theil II. des Allg. Landrechts —; 
dagegen konnen fie einen Antheil an den verfaſſungsmaͤßigen Rechten der Kirche, 
aus welcher ſie ausgetreten ſind, nicht mehr in Anſpruch nehmen. 

Befindet ſich eine neue Religionsgeſellſchaft in Hinſicht auf Lehre und 
Bekenntniß mit einer der durch den Weſtphaͤliſchen Friedensſchluß in Deutſchland 
anerkannten chriſtlichen Religionsparteien in weſentlicher Uebereinſtimmung und 
iſt in derſelben ein Kirchenminiſterium eingerichtet, ſo wird dieſem bei Geneh- 
migung der Geſellſchaft zugleich die Berechtigung zugeſtanden werden, in den 
Landestheilen, wo das Allgemeine Landrecht oder das gemeine deutſche Recht 
gilt, folche die Begründung oder Feſiſtellung bürgerlicher Rechtsverhaͤltniſſe be- 
treffende Amtshandlungen, welche nach den Geſetzen zu dem Amte des Pfar— 
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Er 


rers gehören, mit voller rechtlicher Wirkung vorzunehmen — in wiefern einer 
neuen Kirchengeſellſchaft dieſer Art außerdem noch einzelne, beſondere Rechte 
zu verleihen ſind, bleibt im vorkommenden Falle, nach Bewandniß der Umſtaͤnde, 
Unſerer Erwaͤgung vorbehalten. 

In allen anderen Faͤllen bleiben bei neuen nach den Grundſaͤtzen des 
Allgemeinen Landrechts zur Genehmigung von Seiten des Staats geeignet be⸗ 
fundenen Religionsgeſellſchaften die zur Feier ihrer Religionshandlungen beftell- 
ten Perſonen von der Befugniß ausgeſchloſſen, auf buͤrgerliche Rechtsverhaͤlt⸗ 
niſſe ſich beziehende Amtshandlungen der oben bezeichneten Art mit zivilrecht⸗ 
licher Wirkung vorzunehmen; dieſe ſoll bei den Gegenſtaͤnden jener Amts: 
handlungen nach naͤherer Vorſchrift der dieſerhalb von Uns heute erlaſſenen 
beſondern Verordnung durch eine vor der Gerichtsbehoͤrde erfolgende Verlauf: 
barung ficher geftellt werden, dem Betheiligten jedoch geſtattet ſein, die gedach⸗ 
ten Amtshandlungen mit voller Wirkung auch durch einen Geiſtlichen einer der 
öffentlich aufgenommenen chriſtlichen Kirchen verrichten zu laſſen, wenn ein ſol⸗ 
cher ſich abe bereitwillig findet. 

Nachdem die jetzigen Bewegungen auf dem kirchlichen Gebiete Uns veranlaßt 
haben, Unſere Grundſätze uͤber Zulaſſung und Bildung neuer Religionsgeſell- 
ſchaften im Allgemeinen auszuſprechen, behalten Wir Uns vor, mit Benutzung 
der bei Anwendung derſelben zu machenden Erfahrungen, nach Beduͤrfniß, die 
uͤber dieſen Gegenſtand beſtehenden, in der anliegenden Zuſammenſtellung ent⸗ 
haltenen Vorſchriften des Allg. Landrechts durch beſondere geſetzliche Beſtim— 
mungen zu ergaͤnzen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrud- 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 30. Maͤrz 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Zuſammenſtellung 


er 
in dem Allgemeinen Landrechte enthaltenen Beſtimmungen über 
Glaubens- und Religionsfreiheit. 
1. 


edem Einwohner im Staat ſteht für feine Perſon vollkommene Glaubens- 
und Gewiſſensfreiheit zu. 

Die Begriffe der Einwohner des Staats von Gott und goͤttlichen Din⸗ 
gen, der Glaube und der innere Gottesdienſt koͤnnen kein Gegenſtand von 
Zwangsgeſetzen ſein. N 

Niemand iſt ſchuldig, über feine Privatmeinungen in Religionsſachen 
Vorſchriften vom Staate anzunehmen. 

Niemand ſoll wegen ſeiner Religionsmeinungen beunruhigt, zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen, verſpottet oder gar verfolgt werden. 

. 1. bis 4. Theil II. Tit. 11. des Allgem. Landrechts. 

Jedem Burger des Staats, welchen die Geſetze fähig erkennen, für fi 

ſelbſt 
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ſelbſt zu urtheilen, ſoll die Wahl der Religionspartei, zu welcher er ſich halten 
will, frei ſtehen. 
Tit. 2. §. 74. seg. 


Der Uebergang von einer Religionspartei zu einer andern geſchieht in 
der Regel durch ausdruͤckliche Erklaͤrung, a 

$$. 40. und 41. Theil II. Tit. 11. des Allg. Landrechts. 

Durch Berufung auf abweichende Glaubensanſichten kann jedoch der 
Einzelne ſich gegen die durch die allgemeinen Landesgeſetze bedingten zivil⸗ 
und ſtrafrechtlichen Folgen ſeiner Handlungen nur dann ſchuͤtzen, wenn das 
Geſetz zu Gunſten ſeiner Glaubensgenoſſen eine Ausnahme von einzelnen all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen nachgelaſſen hat, und in ſoweit als er durch ſeine 
eigenthuͤmlichen Religionsanſichten verhindert wird, diejenigen Rechtshandlungen 
vorzunehmen, deren Form nach den Geſetzen durch beſtimmte religiöfe Ueber⸗ 
zeugung bedingt iſt, muß er ſich die daraus folgende Verminderung feiner buͤr— 
gerlichen Rechtsfaͤhigkeit gefallen laſſen, 

$$. 5. und 6. 


$$. 27. bis 31. 
$. 112. ebendaſelbſt. 


2. 


Den Einzelnen ſteht es frei, mit Genehmigun der Obrigkeit, ſich zu 
Religionsuͤbungen zu verbinden und gemeinſchaftliche uſammenkuͤnfte zu halten, 
in ſoweit dadurch nicht die gemeine Ruhe, Sicherheit und Ordnung gefaͤhr⸗ 


det wird, 
$$. 9. und 10. Theil II. Tit. 11. 
FF. 1. bis 3. Theil II. Tit. 6. 
eine ſolche Verbindung hat aber nur dieſelben Rechte, wie jede andere erlaubte 


Privatgeſellſchaft, 
Sg. 11. bis 14. Theil II. Tit. 6. 

Sie ſteht als ſolche unter der fortwaͤhrenden Aufſicht des Staats, 
welcher ſie verbieten kann, ſobald ſich findet, daß ſie andern gemeinnuͤtzigen 
Abſichten und Anſtalten hinderlich oder nachtheilig iſt, 

H. 4. ebendaſelbſt; 
und ihre Mitglieder bilden, auch wenn ſie die Ausſonderung von den im Staate 
aufgenommenen Kirchengeſellſchaften bezwecken, dennoch keine rechtlich beſtehende, 
beſondere Religionsparxtei, ſondern für erſt nur eine bloße Privatge⸗ 
ſellſchaft, und werden in rechtlicher Beziehung — nach wie vor — als An⸗ 
gehörige derjenigen Religionspartei an; zu der fie bis dahin gehört ha= 
ben, in ſoweit nicht befondere Geſetze Ausnahmen davon begruͤnden. 


3. 
Religionsgrundſaͤtze, welche mit der Ehrfurcht gegen die Gottheit, dem 


Gehorſam gegen die Geſetze, der Treue gegen den Staat und der allgemeinen 
Sittlichkeit unvereinbar ſind, duͤrfen 1 im Staat nicht ausgebreitet 


werden, ö 5 
HH. 13. bis 15. Theil II. Tit. 11. 
20 * 


(Nr. 2822,) Einer 
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Einer jeden neu ſich bildenden Religionsgeſellſchaft liegt daher der Nach— 
weis ob, daß die von ihr gelehrten Meinungen nichts enthalten, was dem zu— 


widerlaͤuft, 
H. 21. ebendaſelbſt. 
4 


Erhaͤlt eine Religionsgeſellſchaft die Genehmigung des Staats, fo er— 
langt ſie dadurch die Rechte einer geduldeten Kirchengeſellſchaft und iſt dem— 
Gebe befugt, gottes dienſtliche Zuſammenkuͤnfte in gewiſſen dazu beſtimmten 

ebaͤuden anzuſtellen und hier ſowohl als in den Privatwohnungen der Mit: 
glieder die ihren Religionsgrundſaͤtzen gemaͤßen Gebräuche auszuuͤben, 
H. 22. und 23. ebendaſelbſt. 

Sie bleibt aber dabei der Oberaufficht des Staats unterworfen und letz⸗ 
terer iſt berechtigt, von demjenigen, was in ihren Verſammlungen gelehrt und 
verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen, 

32. und 33. ebendaſelbſt. 

Im Uebrigen beſtimmen ſich ihre Rechte nach der beſonderen Konzeſſion, 

welche ihr von dem Landesherrn ertheilt wird, 
$$. 20. 29. ee $. 22. Theil II. Tit. 6. 


Die im Staat oͤffentlich aufgenommenen Kirchengeſellſchaften haben die 
Rechte privilegirter Korporationen, 
$. 17. Theil II. Tit. 11. 
Nur die ihnen gehoͤrenden gottesdienſtlichen Gebaͤude werden „Kirchen“ 
genannt, und genießen als ſolche die Vorrechte der oͤffentlichen Gebaͤude des 


Staats, 
$. 18. ebendaſelbſt. 
Kirchen, ſo wie Pfarr- und Kuͤſterguͤter ſind in der Regel von den 
gemeinen Laſten des Staats frei und die zur Feier des Gottesdienſtes und zum 
Religionsunterricht beſtellten Perſonen haben mit anderen Beamten im Staate 


gleiche Rechte, 
$. 165. ebendaſelbſt. 
$. 174. ebendaſelbſt. 
$$. 774. bis 777. ebendaſelbſt. 
$. 19. ebendaſelbſt. 
$$. 96. und 97. ebendaſelbſt. 

In Anſehung der über ihr Vermoͤgen verhandelten Geſchaͤfte und ge— 
ſchloſſenen Vertraͤge haben die oͤffentlich aufgenommenen Religionsgeſellſchaften 
die Rechte der Minderjährigen; fie genießen wegen dieſes Vermögens im Kon— 
kurſe beſonderer Vorrechte und es findet gegen ſie nur die außerordentliche Ver— 
jaͤhrung von 44 Jahren ſtatt, 

$$. 228. bis 234. Theil II. Tit. 11. 
HH. 629, bis 632. Theil I. Tit. 9. 

Die zu einer vom Staat Öffentlich aufgenommenen Religionspartei ge— 
hörigen Kirchen ſind befugt, gegen die innerhalb ihrer Parochie wohnenden 
Glaubensverwandten, ſoweit letztere nicht beſonders eximirt ſind, den Pfarr— 

zwang 
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zwang auszuuͤben und dieſelben zu den aus der Parochialverbindung fließenden 
Laſten und Abgaben heran Atte, 2 A 
x. 237. Theil II. Tit. 11. 
HH. 260. und 261. ebendaſelbſt. 
§. 418. ebendaſelbſt. 


6 


Auf die vorſtehend unter 5. aufgefuͤhrten Rechte der oͤffentlich aufge⸗ 
nommenen Kirchengeſellſchaften haben die nur geduldeten Religionsgeſellſchaften 
als ſolche keinen Anſpruch; den Umfang ihrer Rechte im befonderen Falle be- 
ſtimmt vielmehr die ihnen ertheilte Konzeſſion (efr. H. 4.). 


(Nr. 2823.) Verordnung, betreffend die Geburten, Heirathen und Sterbefälle, deren buͤrger— 
liche Beglaubigung durch die Ortsgerichte erfolgen muß. Vom 30. Maͤrz 
1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


Preußen ꝛc. dc. 
verordnen, in Verfolg Unſeres am heutigen Tage uͤber die Bildung neuer 
Religionsgeſellſchaften erlaſſenen Patents, fuͤr alle Theile Unſerer Monarchie, 
mit Ausſchluß des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln, auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach vernommenem Gutachten Unſeres 
Staatsrathes, was folgt: g N 

Die bürgerliche Beglaubigung der Geburts-, Heiraths- und Sterbefälle, 
die ſich in ſolchen geduldeten Religionsgeſellſchaften ereignen, bei welchen den 
zur Feier ihrer Religionshandlungen beſtellten Perſonen die Befugniß nicht 
zuſteht, auf bürgerliche Rechtsverhaͤltniſſe ſich beziehende Amtshandlungen mit 
zivilrechtlicher Wirkung vorzunehmen, ſoll durch Eintragung in ein gerichtlich 
zu fuͤhrendes Regiſter bewirkt werden. 

F. 2. 

Dieſes Regiſter ($. 1.) wird von dem ordentlichen Richter des Orts, 
wo der Geburts- oder der Sterbefall ſich ereignet hat, oder die Brautleute 
wohnen, auch in Anſehung ſolcher Betheiligten gefuͤhrt, welche ſonſt von der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit befreit ſind. 

Haben die Brautleute ihren Wohnſitz in verſchiedenen Gerichtsbe irken, 
ſo kann die Eintragung der Ehe bei dem einen oder dem anderen der beiden 
Richter nachgeſucht werden. Der Richter, welcher hiernach die Eintragung 
vornimmt, hat von derſelben dem Richter des Orts, an welchem der andere 
Theil des Brautpaares wohnt, Mittheilung au machen, und dieſer hat die 
vollzogene Ehe auch in das von ihm geführte Regiſter zu uͤbernehmen. 


§. 3. 
Zur Anzeige einer erfolgten Geburt iſt zunaͤchſt der Vater des Kindes 
verpflichtet. Iſt derſelbe nicht bekannt oder zur Erfüllung dieſer Verpflichtung 
(Nr. 28222823.) nicht 
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nicht im Stande, ſo muß die Anzeige von dem Geburtshelfer oder der Hebamme, 
wenn aber ſolche bei der Niederkunft nicht gegenwaͤrtig geweſen ſind, von den 
ſonſt dabei zugegen geweſenen Perſonen, und wenn die Geburt ohne Beiſein 
Anderer erfolgt iſt, von demjenigen, in deſſen Wohnung das Kind geboren iſt, 
geſchehen. Andere, zu den Verwandten oder Hausgenoſſen gehoͤrende Perſo— 
nen, ſind zu der Anzeige berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

Die Anzeige muß den Tag und die Stunde der Geburt, das Geſchlecht 
des Kindes und deſſen Vornamen, ferner die Namen, den Stand oder das 
Gewerbe, ſo wie den Wohnort der Eltern enthalten. 

War zur Zeit der gemachten Anzeige dem Kinde noch kein Vorname 
beigelegt, fo iſt hierüber binnen drei Tagen, nachdem dies geſchehen, nachtraͤg— 
liche Anzeige zu leiſten. 8. 4 


Bei Todesfaͤllen muß die Anzeige von dem Familienhaupte, und wenn 
ein ſolches nicht vorhanden oder hierzu nicht im Stande iſt, von demjenigen 
gemacht werden, in deſſen 3 der Todesfall ſich ereignet hat. Andere 
Verwandte oder Hausgenoſſen des Verſtorbenen find zu der Anzeige berechtigt, 
aber nicht verpflichtet. 

Die Anzeige muß Tag und Stunde des Todes, Vor⸗ und Familien⸗ 
namen, Alter, Stand oder ewerbe des Verſtorbenen enthalten. 


H. 5. 


Der ehelichen Verbindung muß ein Aufgebot vorangehen. Daſſelbe iſt 
bei dem Richter des Orts, an welchem die Brautleute den Wohnſitz haben, 
und wenn dieſelben in verſchiedenen Gerichtsbezirken wohnen, bei jedem der 
beiden Richter in Antrag zu bringen, und erſt dann zu veranlaſſen, wenn ſich 
der Richter die Ueberzeugung verſchafft hat, daß die zur bürgerlichen Guͤltigkeit 
der Ehe geſetzlich Ne Erforderniſſe vorhanden find. 

Das Aufgebot erfolgt durch eine an der Gerichtsſtelle und gleichzeitig 
an dem Rath» oder Ortsgemeindehauſe, in deſſen Ermangelung aber an der 
Wohnung des Gemeindevorſtehers, wahrend vierzehn Tagen auszuhaͤngende 
Bekanntmachung. 


$. 6. 

Diejenige Handlung, durch welche nach dem Gebrauche der Religions— 
geſellſchaft die eheliche erbindung geſchloſſen wird, darf erſt vorgenommen 
werden, wenn gerichtlich beſcheinigt iſt, daß die Brautleute, jedes an ſeinem 
Wohnorte, aufgeboten worden ſind und kein Einſpruch erfolgt iſt. 


| 3347. 
Zu der Eintragung der Ehe in das Regiſter (F. 1.) iſt erforderlich: 

1) Die Erklaͤrung der Brautleute, daß und wann die nach dem Gebrauch 
der geduldeten Religionsgeſellſchaft zum Abſchluß der ehelichen Verbin- 
dung erforderliche Handlung Statt gefunden hat; 

2) eine die Richtigkeit dieſer Erklärung beftätigende Verſicherung zweier 
glaubwuͤrdigen, zu derſelben Religionsgeſellſchaft gehörenden Perſonen; 

3) der Nachweis des Aufgebots (F. 5.). 9s 
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b $. 8. 
Die bürgerliche Gültigkeit einer ſolchen Ehe beginnt mit dem Zeitpunkt 
der Eintragung der Ehe in das Regiſter. be bes aa 


8:9, 

Zu den in den $$. 3. 4. und 7. vorgeſchriebenen Anzeigen und Erklaͤ⸗ 
rungen iſt das perſoͤnliche Erſcheinen vor dem Richter erforderlich. Der Rich⸗ 
ter hat daruͤber, unter Zuziehung eines verpflichteten Protokollfuͤhrers, ein Pro⸗ 
tokoll aufzunehmen, welchem die eingereichten Beſcheinigungen beizufuͤgen ſind. 
Wenn nach dem Ermeſſen des Richters die Thatſache feſtgeſtellt iſt, fo hat 
derſelbe auf Grund des Protokolls, ſofort den Geburts-, Heiraths- oder 
Sterbefall in das Regiſter einzutragen und daruͤber ein Atteſt auszufertigen. 


$. 10. 


Das Regiſter (H. 1.) und die auf Grund deſſelben N Atteſte 
genießen bis zum Beweiſe des Gegentheils vollen oͤffentlichen Glauben. 


§. 11. 


Die in den $$. 3. 4. und 7. vorgeſchriebenen Anzeigen oder Erklaͤrungen 

muͤſſen von den dazu Verpflichteten gemacht werden: 
1) Bei Geburten innerhalb der zunaͤchſt folgenden drei Tage; 
2) bei Heirathen binnen der zunächſt folgenden acht Tage nach Vollzie⸗ 

Handen nach dem Gebrauche der Religionsgeſellſchaft erforderlichen 

andlung; 
3) bei Todesfaͤllen ſpaͤteſtens an dem naͤchſtfolgenden Tage. 

Eine ſchuldbare Verſaͤumniß dieſer Friſten iſt mit Geldbuße bis zu funf- 
zig Thaler oder mit Gefaͤngniß bis zu vier Wochen zu beſtrafen. 

Außerdem haben die Saͤumigen diejenigen Koſten zu tragen, welche da⸗ 
durch entſtehen, daß der Richter wegen der verzoͤgerten Anzeige zu irgend einer 
Ermittelung veranlaßt wird. 

„ 12. 


Die Feſtſetzung der im H. 11. angedroheten Strafe erfolgt durch gericht- 
liches Erkenntniß. 6. 43 


Die Ortspolizei-Behoͤrden find verpflichtet, auf die rechtzeitige Anzeige 
der Geburten, Heirathen und Sterbefaͤlle zu achten und bei Unterlaſſung der⸗ 
ſelben das Erforderliche von Amtswegen zu veranlaſſen. 

J f §. 14. 

Für die den Gerichten durch gegenwärtige Verordnung uͤberwieſenen 
Geſchaͤfte find Gebühren zu entrichten, über deren Betrag der Juſtizminiſter 
naͤhere Beſtimmungen zu treffen hat. 

$. 15. 
In ſoweit nicht durch gegenwaͤrtige Verordnung abweichende Beſtim— 
(Nr, 2823.) a mun⸗ 
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mungen gegeben ſind, haben die Gerichte bei dem Aufgebote und der Fuͤhrung 
des Ne iſters diejenigen Vorſchriften zu befolgen, welche den Geiſtlichen der 
öffentlich aufgenommenen Kirchen für das Aufgebot und die Führung der Kir— 
chenregiſter ertheilt ſind. 


$. 16. 


Die Vorſchriften der gegenwaͤrtigen Verordnung finden auch auf Ge— 
burten, Heirathen und Sterbefaͤlle ſolcher Perſonen Anwendung, welche aus 
ihrer Kirche ausgetreten ſind, und noch keiner vom Staate genehmigten Reli— 
gionsgeſellſchaft angehoͤren. 

Bei den Heirathen ſolcher Perſonen ſollen jedoch die Beſtimmungen der 
HH. 6., 7. u. 11. Nr. 2. ausgeſchloſſen bleiben. Zur Eintragung der Ehe in 
das Regiſter genügt in dieſen Fallen der Nachweis des Aufgebots (F. 5.) und 
die perſoͤnliche Erklaͤrung der Brautleute vor dem Richter, daß ſie fortan als 
ehelich mit einander verbunden ſich betrachten wollen. 


$. 17. 


Der Austritt aus der Kirche ($. 16.) kann nur durch eine vor dem 
Richter des Orts (F. 2.) perfönlich zum Protokoll abzugebende Erklärung er⸗ 
folgen. Dieſe Erklaͤrung hat nur dann rechtliche Wirkung, wenn die Abſicht, 
aus der Kirche auszutreten, mindeſtens vier Wochen vorher dem Richter des 
Orts in gleicher Weiſe erklaͤrt worden iſt. Der Richter hat von der zuerſt 
bei ihm abgegebenen Erklaͤrung dem kompetenten Geiſtlichen ſofort Mittheilung 
zu machen. 2 


Bei Eheſcheidungsklagen ſolcher Perſonen, welche aus ihrer Kirche aus⸗ 
getreten ſind und noch keiner vom Staate genehmigten Religionsgeſellſchaft an⸗ 
gehoͤren, finden die in der Verordnung uͤber das erfahren in Eheſachen vom 
28. Juni 1844. hinſichtlich der Mitwirkung eines Geiſtlichen, und insbeſondere 
die in den $$. 10. bis 14. genen Vorſchriften keine Anwendung. 

Der Einleitung ſolcher Eheſcheidungsklagen muß ſtatt des Suͤhneverſuchs 
durch den Geiſtlichen ein Suͤhneverſuch durch das Gericht vorangehen. 

Bei dieſem Suͤhneverſuche find der Staatsanwalt und nach deſſen An— 
traͤgen diejenigen Perſonen zuzuziehen, von welchen eine dem Zweck entſprechende 
Mitwirkung zu erwarten iſt. 

a $. 19. 


Der Juſtizminiſter hat die Gerichte mit naͤherer Anweiſung zur Ausfuͤh— 
rung dieſer Verordnung zu verſehen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 30. Maͤrz 1847. 


(. S) Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Muͤffling. Eichhorn. o. Savigny. Ühden. 
Beglaubigt: 


Bode. 


